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„

D e u t s c h l a n d p o l i t i k

FEUER NICHT ENTFACHEN“
Im Wahlkampf präsentiert sich der Kanzler als unbeirrbarer Vorkämpfer der deutschen Einheit – zu Unrecht.
Dokumente belegen, daß die Deutschlandpolitik der Union auf Zweistaatlichkeit fixiert war. Sogar noch
nach dem Fall der Mauer im November 1989 war die Wiedervereinigung für Kohl zunächst „nicht das Thema“.
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m Wahlkampf feiertHelmutKohl sich
selbst – am liebsten alsKämpfer für dieIdeutsche Einheit. Im Umgang mit de

Honecker-Regime rühmt ersich als un-
nachgiebig.Erinnert sich wie ein alter
Revolutionär an „Barrieren, die wirnie-
dergerissenhaben“.

In Fahrt gekommen, ermahnt er d
jüngerenZuhörer, aus derGeschichte zu
lernen. „In Wahrheit“, ruft Kohl im
Wahlkampf pathetischüber diePlätze,
„gibt es keinen Kompromißzwischen
Freiheit und Unfreiheit.“

Auch ihm sei das „Geschenk derEin-
heit“ von der Geschichte erst nachharter
Staatsgast Honecker, Gastgeber Kohl in Bonn (1987): „Nicht in eine ungute Lage bringen“
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Vorarbeit überreich
worden, der histori-
scheCoup nurgelun-
gen,weil „wir das gro-
ße Ziel der Wieder
herstellung der Ein
heit Deutschlands i
Freiheit nicht aus de
Augen verloren ha-
ben“.

Mit „wir“ meint
Kohl sich, die Union
und alle aufrechten
Deutschen. Eine
meint er nicht – die
SPD.

Die Genossentrup
pe, schimpftKohl, ha-
be sich „an derdeut-
schenEinheit versün-
digt“ und bis zum
Sturz des SED-Re-
gimes „die großartige
Idee deseinig Vater-
land verraten“. Ge
kungelthätten die So
zialdemokraten ers
mit den Kommunisten
und jetzt mit derPDS,
jenen „rotlackierten
Faschisten“.

Die Realität sieht
anders aus: Nach de
Machtwechsel im Ok
tober 1982 hat de
Kanzler stets de
18 DER SPIEGEL 38/1994
Kompromiß mit dem Honecker-Regim
gesucht – wie vor ihm dieheuteverteu-
felten Sozialdemokraten.

Kohl wollte denSED-Staatstabilisie-
ren; das wardamals ebensorichtig wie
in den siebzigerJahren. Erversuchte
in deutsch-deutscher Geheimdiplom
tie auch noch nach demFall der Mauer
zu retten, wasnicht mehr zu retten
war.

BislangunveröffentlichteDokumente
aus DDR-Archivenbelegen, daßsich
Kohl bis Ende 1989 auf dieZweistaat-
lichkeit in Deutschland eingerichtet ha
te. Auch sein Zehn-Punkte-Programm
am 28. November1989, fast drei Wo-
chen nach demFall der Mauer, vorge-
stellt undheute alsMeilenstein auf dem
Weg zur Einheit gefeiert,setzte noch
auf eineStabilisierung der insWanken
geratenenDDR.

Das große Ziel der deutschen Einh
in Freiheit hatte Pragmatiker Kohl, wi
die meisten Westdeutschen,schon lange
zuvor ins Reich der Visionenverbannt,
tauglich höchstens als Floskel in Son
tagsreden. Ganz wieseine SPD-Vorgän
ger Willy Brandt und HelmutSchmidt
betrieb er einePolitik zwischenAnpas-
sung undKooperation.
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„Jede Form
der Radikalisierung

ist gefährlich“
Gleich beim erstenTelefonkontakt
zwischenCDU-Kanzler und SED-Che
am 24. Januar1983 erteilte Kohl, als
Regierungschefknapp vier Monate im
Amt, jeder Kursänderung in de
Deutschlandpolitik eine Absage (siehe
Seite 20).Während der rechteUnions-
flügel öffentlichnach einer Revision de
unterWilly Brandt vereinbarten Grund
lagenvertrages verlangte, setzte d
Kanzler auf Kontinuität.

In freundlichemPlaudertonversprach
er dem damals 70jährigenHonecker,
den Grundlagenvertrag „weiterzuen
wickeln“. Die DDR und dieBundesre-
publik, so Kohl in dem bisher unverö
fentlichten Telefonprotokoll derDDR-
Regierung, müßten „auch beischlechte-
rem Wettermiteinander leben“.

Gerade zuBeginn seiner Regierung
zeit pflegte Kohl den Telefonkontakt
um die mit Minderwertigkeitskomple
xen beladenen SED-Funktionäre zu b
ruhigen. Als der West-Bürger Rudo
Burkert am 10.April 1983 bei derVer-
nehmung durchDDR-Grenzer einem
Herzinfarkt erlag, machten die Kalte
Krieger in der Bundesrepublikgegen
die DDR mobil. Strauß sprach von e
nem „Mordfall“. Kohl griff zum Hörer.

Am 18. April 1983, acht Tage nac
dem Vorfall, versicherte der Wes
Kanzler demSED-Generalsekretär, e
Wahlkämpfer Kohl in Erfurt (1990): „Die
wolle „keine unnötigeöffentliche Pole-
mik entfachen“ und sei an einem Besu
des DDR-Staatschefs in Bonnnach wie
vor sehr interessiert. HoneckersBesuch
in Bonn sollte vierJahre später dieKar-
riere des DDR-Staatschefskrönen.

Schnellmerkte Kohl, daß derpersön-
liche Kontaktallein nichtausreichte, um
das nervöse Verhältnis der beid
Deutschland zu entspannen. Am 1
Dezember1983, 14Monatenach Regie
rungsübernahme, bot er Honecker in
nem erneutenTelefonat eine deutsch
deutsche Geheimdiplomatie an.

In seinem Gespräch, daslaut Auf-
zeichnungsprotokoll von14.07 bis 14.41
Uhr dauerte, schlug er vor, künftig
„über persönliche Beauftragte außer
halb jeglicherÖffentlichkeit“ zu verkeh-
ren.

Kohl ermunterte den SED-Regie-
rungschef, dasAngebot anzunehmen
„Sie sprechen hier mit einemMann, der
nichtsunternehmenwird, um Sie in eine
ungute Lage – ichwill es nicht näher in-
terpretieren – zu bringen.“ Kohl be
geschichtliche Stunde“
gann, ein Kontaktnetz zur SED-Fü
rung aufzubauen. NachEinschätzung
von damaligen DDR-Gesprächspart
nernging es demKanzler vor allem dar
um, neben denOst-Beziehungen vo
CSU-Chef FranzJosefStrauß eineige-
nes Ost-West-Informationssystem
betreiben.

Manfred Uschner,damals persönli
cher Referent des für Außenpolitik zu
ständigen SED-PolitbüromitgliedsHer-
mann Axen: „DerKohl wollte eine Al-
ternative zur Südschiene.“

Eine Schlüsselrolle im Verhältnis
Kohls zu Honecker spielte Walther
Leisler Kiep, damals Bundesschatzme
ster undPräsidiumsmitglied derCDU.
Schon vor KohlsMachtantritt im Okto-
ber 1982, dasbelegenDokumente aus
dem SED-Archiv, war Kiep Kohls
Emissär.

Neben denoffiziellen Ansprechpart-
nern im Kanzleramt – zuerst Kanzle
amtsminister PhilippJenninger, dan
dessen Nachfolger Wolfgang Schäub
und Rudolf Seiters –stand Kiep mehr
mals imJahr fürdiskrete Gespräche m
der SED-Spitzebereit. DerCDU-Politi-
ker habe „in inengemKontakt mit dem
Bundeskanzler“ gehandelt, bestät
HansOtto Bräutigam, damals Ständig
Vertreter der Bundesrepublik in de
DDR und derzeit Minister imbranden-
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Kiep galt denSED-
Genossen als „realisti-
scheKraft“ (Uschner)
und führender Inter
pret derKohlschen Po-
litik.

Am 22. Februar1983
erläuterte Kiep dem
Abgesandten derSED,
Herbert Häber, de
BonnerPlan zum Aus-
bau gutnachbarliche
Beziehungen. „Von
maßgeblichen Kreise
der USA“, zitiert Hä-
ber den CDU-Präsi
den, werde versucht
die deutsch-deutsch
Annäherung „zubrem-
sen“. DochKohl wolle
gegenhalten und sei
anders als die CSU
auch zu bilateralen Ge
sprächen über Abrü-
stungsfragenbereit.

Erfreut schrieb Hä-
ber auf als Resümee d
Austausches mit Kiep
„Damit setzesichKohl
erneut von Strauß un
anderenPolitikern der
Union ab, die . . . da
Verhältnis zur DDR re-
duzieren wollen auf
19ER SPIEGEL 38/1994
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Fragen der menschlichen Beziehun
gen.“ Um Zweifel am Kohlschen
Durchsetzungswillen zu zerstreuen
klärte Kiep seine SED-Gesprächspar
ner immer wiederüber die Kräftever-
hältnisse in der Union auf. Kohls
freundlicher Kurs gegenüber der DD
sei nur möglich,weil die CSU-Landes
gruppe „nicht mehr sofest anStrauß ge
bunden“sei. DerneueVorsitzende de
Landesgruppe, TheoWaigel, lasse sich
„nicht ohne weiteres vonStrauß ein-
spannen“.
20 DER SPIEGEL 38/1994
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Sofort nach den Bundestagswahl
am 6. Märzl983 wolle Kohl „Tatsachen
schaffen, die die Beziehungen zur DD
voranbringen“. Zur Überraschungsei-
ner DDR-Gesprächspartnerstellte Kiep
eine Aufwertung der StändigenVertre-
tung der Bundesrepublik in Ost-Berl
in Aussicht. Denkbar sei es, so de
Bonner Bote, sie „mit einem etwas
hochrangigeren Politiker besetzen“
lassen.

Kiep, der seine Ostreisen stets b
Kohl anmeldete und hinterher Beric
Telefon-Diplomat Kohl (1983)
„Normalität unserer Beziehungen“
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erstattete,wollte gegenüber der SED e
ne vertrauliche Gesprächsatmosph
schaffen. An Lobpreisungen derSED-
Führung sparte er nicht. „SeineHaltung
zur DDR “, hielt Häber im Protokoll
fest, „sei stark von seinerAchtung ge-
genüber derPersönlichkeit Erich Ho
neckers beeinflußt.“ Ansolche „Bewun-
derungsadressen“kann Kiep sich heute
nicht mehr erinnern.

WarumKohl im deutschenOstenkei-
nen Ärger habenwollte, erläutertesein
Emissär am 3.Juli 1984 dem wenige
Wochenzuvor insSED-Politbüroaufge-
stiegenenHäber. Treffpunkt war die
ZK-Herberge „Haus an derSpree“.

Die CDU, soKiep offenherzig,befin-
de sich „ineinemZustandhochgradiger
Nervosität“. Die Enttäuschungvieler
Unions-Anhänger über dieWende, der
„Hickhack um die Steuerreform“ un
das „Debakel um dasAmnestiegesetz
für Parteispender hätten CDU und CS
arg zugesetzt.

Die Zugeständnisse der Kohl-Regi
rung an die DDR waren oftnicht uner-
heblich. Im Sommerl984 hielten rund
50 DDR-Bürger dieStändige Vertre-
tung der Bundesrepublik in Ost-Berl
besetzt, um ihre Ausreise zu erzwinge
Kiep und Jenningerwollten der DDR
solche Peinlichkeiten künftigersparen.

Kiep erläuterte der DDR den Vorte
von „Umbaumaßnahmen“ auf dem G
lände der Vertretung.Zwei Besuchs-
zimmer, indenen DDR-Bürgerihre An-
liegen vortragenkonnten,waren fortan
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nur durch eine von in
nen zu öffnende Glas
tür zu betreten – ei
wirkungsvoller Schutz
gegen Massenan
drang.

Kanzleramtsmini-
ster Jenninger liefert
rhetorischen Bei-
stand, indem er öf
fentlich erklärte, die
Vertretung sei „kein
Hotel“ und stehe für
politischeDemonstra-
tionen nicht zur Ver-
fügung.

Mit einer „von
Kohl gedeckten Er
t
-
r
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klärung von Jenninger“, trug Kiep lau
Häber-Bericht vor, sei dieBundesregie
rung „weit stärker auf die Positionen de
DDR eingegangen, als dasjemals zuZei-
ten der SPD-Regierungerfolgt ist“.

In den Vor-Wendemonaten des Jah
1989 lief Emissär Kiep zu Höchstform
auf. Im Frühsommer1989traf er,beglei-
tet von zweiCDU-Parlamentariern un
JohannWilhelm Gaddum,damals wie
heuteMitglied im Bundesbank-Direkto
rium, unterkonspirativen Bedingunge
mit SED-Wirtschaftsexperten aus de
Stab von DDR-Außenhandelsminist
GerhardBeil zusammen.
„Ein gutes Zeichen“
Helmut Kohl und Erich Honecker im telefonischen Austausch
Am 24. Januar 1983 telefonierte
Kanzler Helmut Kohl mit DDR-
Staats- und Parteichef Erich Ho-
necker. Es war das erste Gespräch
zwischen beiden nach dem Macht-
wechsel im Herbst 1982 in Bonn.
Auszüge:

Honecker: Ja, hallo?
Kohl: Ja, hier ist Kohl.GutenTag.
Honecker: GutenTag, Herr Kohl.
Kohl: Ist dort der Herr Generalse
kretär Honecker?
Honecker: Ja, hier istHonecker.
Kohl: Ich freue mich, daß das G
spräch soprompt funktioniert. Wir
machen das ja zum erstenmal, u
ich bin sehr erfreutdarüber, daß da
so klappt. Ich darfIhnen nochmals
für das neue Jahr,Herr Generalse
kretär,allesGutewünschen und de
Hoffnung Ausdruck geben, daß
unserer gemeinsamenArbeit ge-
lingt, in diesemwichtigen Jahrauch
das Verhältnis zwischen beiden
deutschen Staatenvernünftig und
wenn möglich gut zugestalten. Ich
finde, daß diese Möglichkeit, mitein
ander zutelefonieren, die Normali
tät unserer Beziehungen andiesem
Punkt, doch, glaube ich, in eine
wichtigen Weiseunterstreicht.
Honecker: Ich möchte Ihnen vor a
len Dingen herzlich danken für Ih-
ren Anruf. Ich hatte ihn sogegen elf
erwartet. Jetztkommt ersogar früh-
zeitig, sozusagen imSonnenschein.
Kohl: Ja, bei uns auch.
Honecker: Bei Ihnenauch?
Kohl: Es ist das Gegenteil vonWin-
terwetter.
Honecker: Ja, das kann mansagen
Es ist schon fastFrühjahr.
Kohl: Werten wirbeide das alsgutes
Omen, dasWetter.
Honecker: Ja, wollen wir es soneh-
men.
Kohl: Wir kommen jaauch aus eine
Landschaft von zuHause aus, di
ähnlich ist.
Honecker: Ja, die ist ganz ähnlich
Herr Kohl, ich möchte erst nochein-
mal danken für Ihren Anruf un
möchte sagen, daß ich imgleichen
Maße der Auffassung bin, daß es
doch ein gutesZeichenist, daß wir
diese Möglichkeithier nutzen, um
Kontakt zu halten. Ebenso wie S
bin ich selbstverständlichdaran in-
teressiert, daß die Beziehung
zwischen derDeutschen Demokra
tischen Republik und der Bundes
republik Deutschland entspreche
dem bereits abgeschlossenen V
tragssystemsich weiter entwickeln
und daß in Verbindung damit w
alle Möglichkeitenausschöpfen, um
Dinge so vorwärts zu bringen, w
sie uns also möglich ersche
nen.



Bonner DDR-Unterhändler Jenninger*
Geheimes Informationssystem
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In einerdreigeschossigen Villa inBer-
lin-Niederschönhausen präsentierte d
CDU-Spitzenpolitiker inzweitägigerSit-
zungeinen Plan zurRettung derDDR-
Wirtschaft: Die Bundesrepublikkönnte,
so Kiep, mit der DDR einen „Vertra
über die wirtschaftliche Unangreifbar-
keit“ schließen.Dieser Vertragsollte ei-
nen umfassenden Verzicht aufEmbar-
gos, Wirtschaftsblockaden und Boyko
aktionen beinhalten.

Die DDR, die bis zumSchlußunter der
von den USA initiierten Embargo-Politi
litt, sollteAnschluß finden an das techn
sche Niveau desWestens. Die sogenan
te Cocom-Liste, die der DDR den Ka
von West-Computern verbot, wäre dam
obsolet gewesen. „Der Vorschlag h
mich fast vom Stuhlgehauen“, erinner
sich Professor Jürgen Nitz,Berater des
DDR-Außenhandelsministers Beil.

Kohls Politik derguten Nachbarscha
zur DDR überdauerteMauerfall und Ho-
necker-Sturz. „Ausdrücklichbegrüße ich
diese sehr, sehrwichtige Entscheidung
der Öffnung“, erklärte der Kanzler in e
nem Telefonat am 11. November1989
mit dem neuen SED-Chef Egon Kren
Kohl verabredete dabei einenBesuchsei-
nes Kanzleramtsministers Seiters bei d
DDR-Führung undhielt am Planseines
eigenen Besuchs in derDDR, allerdings
nicht in Ost-Berlin, fest.

Zur Lagebemerkte Krenz, die Grenz
durchlässiger zumachen, bedeutenicht,
„die Grenze abzubauen“.Kohl darauf:
Er sei „dankbar,wenn Sie auch in diese
Richtung beruhigend einwirken kön
nen“. Es sei „meinePolitik“, erklärte der
Kanzler, „daß jedeForm derRadikalisie-
rung gefährlich ist“.

Sie seien doch „einer Meinung“,insi-
stierte Krenz, „daß dieWiedervereini-
t
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„Die Wiedervereinigung
hält der Kohl-Beauftragte

für unrealistisch“
gung Deutschlandsgegenwärtig nich
auf der Tagesordnung steht“.

Er sei auf die Verfassung der Bunde
republik vereidigt, „und da steht ja da
Selbstbestimmungsrecht drin“,erklärte
Kohl unerschüttert: „Bloß, das istjetzt
nicht das Thema“, so der Kanzler,
„sondern im Moment muß unsbeschäf-
tigen, daß wir zu vernünftigenBezie-
hungen zueinanderkommen.“

In diesem Sinne setzte Kiep sei
Mittlertätigkeit fort. Ein Gesprächspro
tokoll vom 16. November 1989 bestä-
tigt, daß die Kohl-Regierung auchunter
Krenz auf den Fortbestand desSED-
Staates setzte.Bonn war bereit, den an
geschlagenenGenossen mitumfangrei-
chen Hilfsmaßnahmen beizustehen.

In einem vierstündigenGespräch mi
dem SED-ZK-AbteilungsleiterGunter
r
Rettner am 15.Novem-
ber 1989 imOst-Berli-
ner Palast-Hotelsollte
Kiep einen Besuch vo
Kanzleramtschef Sei-
ters vorbereiten. Kiep
kam, so dasProtokoll,
„im Auftrag von BRD-
Kanzler H. Kohl“. Kiep
schwärmte über die
„Revolution von oben
und unten“, rühmte de
„radikalen Reformwil-
len in der politischen
Führung“ unter SED
Chef Krenz. An Wie-
dervereinigung, dasver-
sicherte Kiep, sei der
Kohl-Regierung nich
gelegen – imGegenteil.
Der Protokollant no-
tierte:

Die Wiedervereini-
gung der beiden deut-
schen Staaten hält
Leisler-Kiep für unrea-
listisch; diese würde
weder von der Mehr-
heit der BRD-Bürger
und schon gar nicht in
der DDR gewünscht. Er
sprach sich auch in
diesem Zusammen-
hang generell gegen
eine Forcierung von
Konzeptionen aus, die
der Stärkung von na-
tionalstaatlichen Kon-
zeptionen dienen . . .
Beide Seiten brau-
chen stabile Verhält-
nisse.

NachdemKohls Abgesandter – Kiep

heute: „Ich kannmich an einzelneFor-
mulierungen nicht mehr erinnern“ –
dem „großen Ziel der Wiederherste
lung der Einheit Deutschlands“ (Kohl
eine Abfuhr erteilt hatte, beriet die
Sondierungsrundeneue Formen de
deutsch-deutschenKooperation. Von
Konföderation war noch keineRede,
statt dessen von Joint-ventures u
Wirtschaftssonderzonen auf dem B
den der DDR.

Für den Tag nach einemerfolgrei-
chen Seiters-Besuch lockte Kiep m
weiteren Stabilisierungsmaßnahm
des längstmoribunden Systems.Kohl
werde Investitionen in der DDRför-
dern. Der Kanzler, notierte dieDDR-
Seite, wolle „den politischenRahmen
für die Unternehmen undInstitutionen
der BRD absichern und ihnen dieSor-
ge für ein politischesRisiko abneh-
men“.

Für die finanziellen Nöte wußte
Kiep Abhilfe: Kohl wolle ein „streng
vertrauliches Gespräch zwischen dem
Präsidenten der Bundesbank und
nem Spitzenvertreter der DDR “ org
nisieren. Dort sollte Kohls Idee, für
zwei Jahreeinen gemeinsamen Devise
fonds mit der DDR einzurichten,debat-
tiert werden.

Seitersverhandeltefünf Tage später
beim Treffen mit Krenz und SED-Mini
sterpräsidentHans Modrow,exakt auf
der vorbereiteten Linie. DerKanzler-
amtschefschlugeinen Devisenfonds vo
und bot zahlreiche Stabilisierungshilfe
für die DDR an.

In seinem Zehn-Punkte-Planschlug
auch Kohl selber drei Wochen nach d
Maueröffnung lediglich „konföderative
Strukturenzwischenbeiden Staaten i
Deutschland“ vor. Entgegen allen
Wahlkampfsprüchen vonheuteging der
Plan von zunächstandauernder Zwei
staatlichkeitaus.

Zur Interpretation der Initiative
schickteKohl im Dezemberl989 seinen
außenpolitischenBerater Horst Tel-
tschik vor. Im vertraulichen Gespräc
wandte sich Teltschik an denDDR-

* Im Dezember 1982 beim Verlassen des DDR-
Außenministeriums; links: der Leiter der Ständi-
gen Vertretung, Bräutigam.
21DER SPIEGEL 38/1994



FDP-Wahlwerbung in Nordrhein-Westfalen: Lieber
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„Wird die FDP erneut den Einzug
in den Bundestag schaffen?“

Lieber mit Liberalen
Wirtschaftsexperten Nitz, einen der w
nigen Gesprächspartner, die nach de
Sturz desSED-Politbüros noch zur Ver
fügungstanden.Nitz schildert das Tref
fen mit Teltschik ineinem Buch („Län-
derspiel“), das dieseWoche im Berliner
Verlag edition ost erscheint.

Für Bonn,versicherte Teltschik, geh
es nicht um dasEnde derDDR. Kohl be-
mühesich, „die Situation in der DDR un
die Regierung Modrownicht zu destabili-
sieren“.

Am 13. Dezember notierteNitz in sei-
nem „streng vertraulichen“ Papier an M
nisterpräsident Modrow: „Der Kanzle
wolle kein künstlichesFeuer entfachen
Er sähe jetztvorrangig Chancen durch
Zusammenarbeit mit derDDR. “

Teltschik machte demDDR-Abge-
sandten deutlich, daß dieBonner unter
internationalemDruck stünden.Kohl
stoße mit seinem Plan für eine Konföd
ration auf „Widerstand“ und „Vorbeha
te“ bei den europäischenNachbarn. Eine
Destabilisierung der DDR wäre „fü
Gorbatschowverhängnisvoll“.Kohl wer-
de daher „den Gedanken anjeden
deutsch-deutschen Alleingang verdrä
gen“.

Kohl nahmKurs auf dieschnelleEin-
heit erst nach seinem Besuch inDresden
am 19. Dezember1989.Dort drängtesich
das Volk ins Protokoll, nachdem Ko
und Modrow Verhandlungen übereine
„Vertragsgemeinschaft“ der beide
deutschen Staaten vereinbarthatten.

Zehntausende von DDR-Bürgernver-
langten vor derRuine der Frauenkirch
unter schwarz-rot-goldenenFahnen mit
„Deutschland-Deutschland“- un
„Helmut-Helmut“-Rufen eine rasche
Vereinigung. Die ostdeutschen Mass
ließen den Bundeskanzler und prom
vierten Historiker Kohlplötzlich „die ge-
schichtlicheStunde“erkennen.

Erstjetztwurde die SED für Kohl zum
Nichts. Y
n
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„Angenommen, die FDP kommt nicht mehr
in den nächsten Bundestag. Wie fänden
Sie das?“

An 100 fehlende Prozent: keine Angabe; Emnid-Umfrage für den SPIEGEL,
1000 Befragte, 12. und 13. September 1994

„würde ich
begrüßen“

„würde ich
bedauern“

„wäre mir egal“

ja 37

nein 57

42
38
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K o a l i t i o n e n

In die Pilze
gegangen
Die Union setzt jetzt auf die abso-
lute Mehrheit oder eine Große
Koalition – weil die FDP in Not ist.

s gab nur gute Nachrichten in de
Sitzungen von Präsidium undVor-Estand der CDU amvorigen Mon-

tag. Dennochblieb die Stimmungmau.
Kurt Biedenkopfkonnte mit58,1Pro-

zent bei dersächsischenLandtagswah
das beste Ergebnis vorweisen, das je
22 DER SPIEGEL 38/1994
christdemokratischer Re
gierungschef inDeutsch-
land erzielthat.

Aus Brandenburg, w
die CDU gegen denSozi-
aldemokraten Manfre
Stolpe (54,1 Prozent) be
18,7 Prozent landete
brachte derSpitzenkandi-
dat Peter Wagner die Zu
versichtmit, bei der Bun-
destagswahl werde die
CDU sehrviel besser da
stehen. 70 000potentielle
CDU-Wähler hättennäm-
lich, weil sie klare Ver-
hältnisse wollten, fürStol-
pe gestimmt. Weiter
100 000 CDU-Anhänge
seien statt zur Wahl „in
die Pilze gegangen“,weil
traditionell der 11. Sep
tember in Brandenbur
Sammeltag sei.
Alles schön undgut, moserte Norber
Blüm, aber wiesolle esjetzt eigentlich
im Wahlkampf weitergehen? Ob etw
fragte der Arbeitsminister, dieUnion
weiterhin den Wahlkampfausschließlich
gegen die PDSführen werde, um die
SPD wegen Sachsen-Anhalt zu m
tern?

Die Union müssesich fragen,pflich-
tete ihm der CDU/CSU-Fraktionsche
Wolfgang Schäublebei, ob die Aktion
gegen die PDS noch langetrage.

„Wir haben inzwischen kapiert“, so
ein Kohl-Berater, „daß das bei den Le
ten in der Ex-DDR nicht ankommt.“
Trotzreaktionen könnten die PDS n
noch stärker machen. Nochvier Wo-
chen bis zum 16.Oktober, und die
Kanzlerpartei hat Angst vorm große
Loch.

Helmut Kohl als Staatsmann, der er
die russischeArmee unddann dieAlli-
ierten in Berlin verabschiedet, istabge-
feiert. Daß erviel verändern und so da
moderne Deutschlandschaffen wolle,
sagt der Kanzler im Wahlkampf auch
nicht mehr solaut wie früher.

Statt dessen empfahl ervorigeWoche
in Bad Tölz: „Weiter so“ undermahnte
die Kundgebungsbesucher imRegen,
„auf verläßlichem Pfad“ zu bleiben un
„keine Experimente“ zu wagen.
Die Sorge geht um in de
Unionsspitze, daß die Partei
früh zu gut liegt – und die er-
hofften 45 Prozent amEnde
nicht zubekommensind.

Dem erfahrenenProfi Hei-
ner Geißler graut vor eine
Lücke in der Kampagne. Un
er traut den Prognosen de
Meinungsforscher nichtrecht:
„Ich weiß von früher, daß in
den letzten Wochen vor de
Wahlen mit Umfragen auc
Politik gemacht wird.“

Das Institut für Demoskopi
in Allensbach, das noch imme
im Bann der Gründerin
und Kohl-Beraterin Elisabet
Noelle-Neumann steht,glaubt
zu wissen, daß diePräsentati-
on der SPD-Troika den Ab
wärtstrend der Genossennicht
bremsen könne. Die SPD
plumpste bei den Allensbach
Umfragen von 34,2 Prozent
auf 33 Prozent.

Die Sozialdemokratenhal-
ten Umfragenihres Polis-Insti-
tuts dagegen – von 34 kletter
die SPD auf 36 Prozent –


